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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 98/08 B 
 
L 1 R 431/05 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 2 RJ 290/01 (SG Braunschweig) 
 
 
 
……………………………………… , 
 
 
 Kläger, Antragsteller  
 und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Braunschweig-Hannover, 
Kurt-Schumacher-Straße 20, 38102 Braunschweig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Juni 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

und den Richter   Dr.  B e r c h t o l d 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulas-

sung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 

24. Januar 2008 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbezeichne-

ten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 24.1.2008 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Vormerkung verschiedener Zeiten zwischen September 1966 und 

Juli 1990 als Beitragszeiten verneint, weil die Voraussetzungen dieser Zeiten weder 

nachgewiesen noch glaubhaft gemacht worden seien. Den außerdem geltend gemachten 

Anspruch des Klägers auf Anerkennung des Zeitraums 1.10.1992 bis 16.2.1997 als 

Anrechnungszeit wegen Arbeitslosigkeit hat das LSG ua mit der Begründung verneint, dass der 

Kläger zwar arbeitslos gemeldet gewesen sei, jedoch unabhängig von seinen Einkommens- 

und Vermögensverhältnissen keine öffentlich-rechtlichen Leistungen bezogen habe. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim Bun-

dessozialgericht (BSG) eingelegt. Für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens hat er die 

Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt. 

 

Der Prozesskostenhilfeantrag ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordung (ZPO) kann einem 

Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn 

die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Dies ist hier nicht 

der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 

SGG; bis 30.6.2008: § 166 Abs 2 SGG) in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde 

des Klägers erfolgreich zu begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesver-

fassungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein 

Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

kann (Nr 3). Weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach Prüfung des Streitstoffs durch 

den Senat ist ersichtlich, dass einer der genannten Zulassungsgründe vorliegt. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung im Sinne 

dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allge-

meine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a 

Nr 34). Die Frage muss außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, 

wenn die Antwort von vornherein praktisch außer Zweifelt steht (vgl BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 4, 11) oder bereits höchstrichterlich entschieden ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8). 
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Rechtsfragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind im vorliegen-

den Rechtsstreit nicht ersichtlich. 

 

Berühmt sich ein Kläger, Beitragszeiten zurückgelegt zu haben, muss er deren Voraussetzun-

gen nachweisen oder zumindest glaubhaft machen. Gelingt ihm dies nicht, hat das Gericht zu 

seinen Lasten zu entscheiden. Dies entspricht dem anerkannten Grundsatz, dass jeder im 

Rahmen des anzuwendenden materiellen Rechts die Beweislast für die Tatsachen trägt, die 

den von ihm geltend gemachten Anspruch begründen (vgl Leitherer in Meyer-Lad-

ewig/Keller/Leitherer, SGG, 9. Aufl 2008, § 103 RdNr 19a mit zahlreichen weiteren Nachwei-

sen). Welche Zeiten Anrechnungszeiten darstellen, ergibt sich bereits aus dem Gesetz. So 

bestimmt § 58 Abs 1 Satz 1 Nr 3 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch, dass Anrechnungszeiten 

Zeiten sind, in denen Versicherte wegen Arbeitslosigkeit bei einer deutschen Agentur für Arbeit 

als Arbeitssuchende gemeldet waren und eine öffentlich-rechtliche Leistung bezogen oder nur 

wegen des zu berücksichtigenden Einkommens oder Vermögens nicht bezogen haben. 

 

Nicht ersichtlich ist auch, dass der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) mit 

Erfolg geltend gemacht werden könnte. Divergenz (Abweichung) bedeutet Widerspruch im 

Rechtssatz oder - anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechts-

sätze, die den miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind. 

Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in 

Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG aufgestellt hat (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Anhaltspunkte für das Vorliegen 

einer solchen Rechtssituation bestehen nicht.  

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensmangel erkennen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

zur Zulassung der Revision führen könnte. Insbesondere konnte das LSG ohne mündliche Ver-

handlung entscheiden, da sich die Beteiligten hiermit einverstanden erklärt haben (§ 124 Abs 2 

SGG). 

 

Die inhaltliche Richtigkeit des Berufungsurteils, die der Kläger möglicherweise angreifen 

möchte, lässt sich ausweislich des Wortlauts des § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG mit einer Nicht-

zulassungsbeschwerde nicht überprüfen. 

 

Die vom Kläger persönlich gegen das Urteil des LSG eingelegte Beschwerde ist bereits deshalb 

unzulässig, weil sie nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten 

(vgl § 73 Abs 4 SGG; bis 30.6.2008: § 166 Abs 2 SGG) eingelegt worden ist.  

 

Die Verwerfung der unzulässigen Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 SGG iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 13 
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